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Eine Schande. Die Reichs�agge, das Symbol der Rechtsextremisten und Faschisten  

vor dem Sitz des Deutschen Bundestags. Anschließend versuchten die Aufrührer in das  

Gebäude einzu  dringen. Drei wackere Polizisten hielten sie ab, bevor Verstärkung kam. 
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Das Lied vom  
guten Volk und den  

bösen Eliten

Dass die Demokratie in Deutschland –  
und nicht nur dort – in Gefahr sei, 
schreiben viele Kommentatoren. Grund 
genug, uns mit den Zusammenhängen 
zu befassen, uns zu positionieren und 
engagieren.
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Auswirkungen des globa-
len Klima wandels in Ke-
nia und Europa betrach-
tet der Korrespondent 
aus eigener Anschauung 
an seinem beru�ichen 
Wohnort in Afrika und 
beim Heimaturlaub in 
Deutschland: 
»Jetzt merkt 
ihr’s auch!« 30IN
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Der brutale Überfall der Hamas 
auf Israel begann am 7. Okto-
ber, mit all den Folgen, die wir 
derzeit erleben. Zu diesem Zeit-
punkt war »notiert« 89 schon ab-
geschlossen, deshalb blieb uns 

nur die Möglichkeit zu 
einem kurzen Beitrag.39 Y
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Die Katholische Pfad�nderbewe-
gung Israels (CSAI) mit Sitz in Na-
zareth widmet sich der Verständi-
gung zwischen Christen (katholisch, 
orthodox, protestantisch, baptis-
tisch), Muslimen, Drusen und Ju-
den. Wir stellen den 
Nationalkuraten vor. 42CSAI
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Dr. Anton Markmiller

 EDITORIAL   

Liebe Freundinnen und Freunde,

es ist schon ein berührendes Bild, wie zwei 
Frauen auf einem Friedhof in der Ukraine einen 
kleinen Weihnachtsbaum auf dem Grab eines 
Gefallenen aufstellen. Doch ist es auch ein Zei-
chen der Hoffnung, dass Gerechtigkeit einzieht 
und dieser Krieg ein Ende finden wird.

Angesichts des Leids in der Ukraine und an 
so vielen anderen Orten der Gewalt auf dieser 
Erde können wir uns an die Verheißung aus der 
Weihnachtsgeschichte des Lukas-Evan geliums 
orientieren: »Friede den Menschen guten Wil-
lens«. Das weist weit über das Weihnachtsfest 
hinaus. Der Lobgesang der Engel über den Fel-
dern von Bethlehem spricht eine unstillbare 
Sehnsucht der Menschen an: Es soll Friede sein. 
Auf der ganzen Erde. Für alle.

Wir wünschen euch und uns allen die Zu-
versicht, dass diese Verheißung Wirklichkeit 
wird.

Vorstand, Beirat und Redaktion »notiert« 

Weihnachten  

in schwierigen 

Zeiten

Liebe Freundinnen und Freunde,

was für eine krumme Zeit! In der Ukrai-
ne tobt nach wie vor der Krieg, ausgelöst 
durch den Überfall eines neoimperialisti-
schen und neokolonialen Russlands unter 
der Herrschaft eines Diktators. 

Schon die Sowjetunion errichtete ein ko-
loniales Staatengebilde, aufgebaut auf za-
ristischen Großmachtvorstellungen. China 
machte das historisch und macht das heu-
te nicht anders. Die ausgreifenden Einfluss-
nahmen beider Staaten in Afrika, Asien 
und Südamerika zeigen das deutlich. Ha-
ckerangriffe, Wahlbeeinflussungen, Fake-
news usw. sind die Begleitmusik. Die USA 
und Frankreich? Auch keine Heldenkna-
ben. Man kann da an Charles de Gaulle er-
innern: »Staaten haben keine Freunde, nur 
Interessen.« Will meinen: sie haben auch 
keine Moral.

Schlimmer noch, die aktuellen Entwick-
lungen in Deutschland zeigen, dass das al-
les keine Verwerfungen sind, die da ir-
gendwo draußen passieren, sondern längst 
unsere demokratische Gesellschaft infilt-
riert haben. Das Bedrohliche eines autokra-
tischen bis diktatorischen Regimes hat sich 
schon eingenistet und viele finden das gut.

Was heißt das alles für Pfadfinderin-
nen und Pfadfinder? Mit dem Herzen füh-
len und dem Verstand denken, für Gerech-
tigkeit und Frieden eintreten und dem 
Rechtsextremismus engagiert entgegentre-
ten. Sonst haben wir unsere Verfasstheit als 
internationale Friedensbewegung verwirkt. 
Die christliche sowieso.

Und, wie heißt es so trefflich in dem 
Lied, das uns aufgegeben ist: »Wir rufen die 
Jugend der Welt, Sankt Jürg, die Länder 
und Völker der Erde. 
Hilf Du uns beginnen, 
das Leben gewinnen!«

Beste und solidari-
sche Grüße, 
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THEMA:  DEMOKRATIE IN GEFAHR?

Der Rechtsextremist Jair Bolsonaro hat bei den 
jüngsten Wahlen in Brasilien keine zweite Amts-
zeit für sich geltend machen können. Auch der 

»rote Tsunami« [Durchmarsch der Republikaner, de-
ren Parteifarbe Rot ist, d.Red.] der bei den Midterms 
in den USA ein Heer von Trumpisten in den Kongress 
spülen sollte, ist ausgeblieben. Geglättet aber sind die 
Wogen damit nicht. Die US-Gesellschaft scheint per-
manent entzweit. In Brasilien ist die Lage nicht weni-
ger dramatisch: Verfeindete Blöcke stehen sich gegen-
über, auch hier kursiert die Mär von der »gestohlenen 
Wahl«, die Anhänger:innen des Ex-Präsidenten zum 
Sturm auf Regierungsgebäude motivierte. 

Gibt es ein einheitliches Muster in Europa?

In Europa steht die Demokratie ebenfalls unter mas-
sivem Druck. In Schweden regiert eine Minderheits-
regierung, die mit den von Nazis mitgegründeten 
Schwedendemokraten offen paktiert. In Italien hat 
es eine Postfaschistin gar zur Ministerpräsidentin 
gebracht. Auch in vielen anderen europäischen Län-
dern sind Rechtspopulisten eine dominante Kraft. 
Das liberal-demokratische Ordnungsmodell wird 
nicht nur von außen herausgefordert – es wird auch 
heftig von innen attackiert. Was aber sind die we-
sentlichen Merkmale des autoritären Rechtspopu-
lismus? Formuliert dieser ein zur liberalen Ordnung 
halbwegs kohärentes Gegenprogramm? Lässt sich 
ein einheitliches Muster erkennen, mit dem Rechts-
populisten, wenn sie einmal an der Macht sind, de-
mokratische Institutionen entkernen? Und schließ-
lich: Aus welchen Quellen speist sich ihr Erfolg?

»Volk« contra »Elite«

Zunächst sei populistische Politik stets durch den 
Gegensatz von »wahrhaftigem Volk« und »falschen 
Funktionseliten« gekennzeichnet, erklärt der Poli-
tikwissenschaftler Michael Zürn, der zusammen mit 

Tanja Börzel für den DFG-Exzellenzcluster [Deut-
sche Forschungsgemeinschaft.] »Contestations of the 
Liberal Script« verantwortlich zeichnet. Eine Rhe-
torik, die das Volk mit der Elite kontrastiert, wird 
indes, zumindest ansatzweise, in den meisten poli-
tischen Lagern verwendet – zumindest bei jenen auf 
der Oppositionsbank. So verstanden ist Populismus 
zunächst eine »dünne Ideologie«, ein Methoden-Ge-
schirr, das von verschiedensten Parteien in unter-
schiedlichem Ausmaß benutzt wird.  Bauchgefühlter 
Draht zum Volk. Um sich zum »autoritären Populis-
mus« zu verdicken, müssen andere Merkmale hin-
zutreten, meint Zürn. Zu besagtem Anti-Elitarismus 
gesellt sich ein ausgeprägter Antipluralismus: Das 
sogenannte Volk spricht hier mit nur einer Stimme. 
Abwägende Interessenvermittlung – kennzeichnend 
für liberale Demokratien – ist nicht nötig, weil alle, 
die zum Volk gehören, ja ein und denselben Willen 

Das Lied  
vom guten Volk und  

den bösen Eliten

Von Christoph David Piorkowski
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1896 – Der Republikaner William McKinley, auch unter-
stützt von der Populist Party, gewinnt die Wahl. Er wendet 
sich gegen das »Establishment«.  
1900 – William McKinley gewinnt erneut die Wahl.  
Die liberale »Chicago-Platform« wird mit den Füssen ge-
treten. Der Populismus ist auf dem Vormarsch.
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artikulieren. Wer anderes will, gilt schnell als Ver-
räter und wird aus dem Volk herausdefiniert. Zur 
»vox populi« hat der populistische Führer einen un-
mittelbaren, bauchgefühlten Draht.

Populisten von Rechts und Links

Die Wahlurnen können bloß nachträglich bestätigen, 
was Populisten meinen, längst innezuhaben: Ein 
direktes imperatives Mandat. Werden Trump und 
Bolsonaro nicht wiedergewählt, müssen die Funk-
tionseliten getrickst haben, um den Tribun davon 
abzuhalten, den wahren Volkswillen zu exekutieren. 
Bei einem solchen Demokratie-Verständnis wundert 
es kaum, wenn sich der US-amerikanische und der 
brasilianische Ex-Präsident von ihren gewaltsamen 
Anhängerinnen nicht distanzieren wollen. »Nimmt 
man hier noch ein zur kosmopolitischen Weltsicht 
gegensätzliches nationalistisches Stammesdenken 
hinzu, hat man die Grundmerkmale des autoritä-
ren Populismus beisammen«, sagt Zürn. Mit dem 
Populismus-Begriff des Direktors am WZB [Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung] lassen 
sich neben Rechtspopulisten auch linke Populis-
ten wie Hugo Chávez und religiöse Populisten wie 
Erdogan fassen. Beim autoritären Rechtspopulis-
mus sei ein ethnisch exklusives und rassistisches 
Denken meist noch ausgeprägter als bei anderen 
Populismusformen, sagt indes der chilenische Poli-
tikwissenschaftler Cristóbal Rovira Kaltwasser im 
Gespräch mit dem Tagesspiegel. Demnach verbin-
det sich die populistische Das-Volk-gegen-die-da-
oben-Rhetorik mit den klassischen »Essentials« 
des Rechtsextremismus: Einem radikal völkischen 
Nationalismus, dem Pochen auf ethnischen Unter-
schiedlichkeiten und der exklusiven Stellung des 
eigenen Volkes, der Idee einer natürlich-hierarchi-
schen Ordnung und dem Bild von Gesellschaft als 
permanentem Kampf. 

Plebiszitäres Pathos

Was aber unterscheidet den Rechtspopulismus dann 
noch vom klassischen Rechtsextremismus? »Das Be-
stehen auf Wahlen und das unbedingte Festhalten 
am Demokratiebegriff«, erklärt der in Santiago de 
Chile lehrende Populismusexperte Rovira Kaltwas-
ser. Klassische Faschisten machten nie einen Hehl 
daraus, die Demokratie letztlich abwickeln zu wol-
len. Ein Orbán hingegen meint zwar antiliberal aber 
keineswegs antidemokratisch zu sein. Dabei ist um-
stritten, ob das plebiszitäre Pathos dem Umstand 
geschuldet ist, dass Wahlen im 21. Jahrhundert ein 
global-kulturelles Gemeingut darstellen, das auch 
Autokraten nicht mal eben so kassieren können, oder 
ob sie ein ideologisches Kernelement des Populis-
mus sind. Jedenfalls hat der Politikwissenschaft-
ler Daniel Ziblatt darauf aufmerksam gemacht, dass 
der Putsch als Mittel zum Regierungswechsel eine 
Machttechnik des 20. Jahrhunderts darstelle – heu-
te hingegen werden Demokratien meist »demokra-
tisch« und schleichend gemeuchelt. Einmal an der 
Macht würden Rechtspopulisten liberal-demokrati-
sche Institutionen stets auf ähnliche Weise entker-
nen. Daniel Ziblatt erklärt im Gespräch: »Erstens 
nimmt man die Schiedsrichter ins Visier – Poli-
zei, Gerichte, Nachrichtendienste. Zweitens wer-
den Schlüsselspieler – Medien, politische Gegner, 
kritische Wissenschaftler und zivilgesellschaftli-
che Gruppen – neutralisiert. Drittens schreibt man 
die Spielregeln um und ändert zum Beispiel das 
Wahlsystem.« 

Wie zerstört man Demokratien?

Ob Demokratien erfolgreich zerstört werden kön-
nen, hängt laut Ziblatt auch an der Frage, wie sich 
der Konservatismus verhält. Schmiegt sich dieser 
dem Populismus an, wie die Republikaner in den 
USA, oder kopiert schlicht dessen Agenda, wie der 
österreichische Ex-Kanzler Kurz, werde es für De-
mokratien gefährlich. Auch die Selbstabwicklung 
konservativer Parteien, wie in Frankreich oder in 
Italien, hinterlasse meist eine politische Lücke als 
Einfallstor für den Autoritarismus. Zürn stimmt zu, 
dass es inzwischen ein gängiges autoritär-popu-
listisches Programm zur Schleifung liberaler De-
mokratien gebe. Allerdings brauche deren Abwick-
lung Zeit: »Eine einzige Legislatur reicht nicht aus, 
um der Demokratie den Garaus zu machen.« Wer-
den Autokraten aber wiedergewählt, sei das libera-
le Skript ernsthaft bedroht. Die populistische Rhe-
torik nehme ab – das autoritäre Handeln nehme zu. 
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Denn wenn Populisten erst die Machtelite stellten, 
sei das altbewährte Volk versus-Elite-Narrativ nicht 
mehr die passende Erzählung. 

Verschwörungsnarrative 

Blickt man indes auf Orbán oder Trump, fällt auf, 
dass beide, auch an der Macht, dem populistischen 
Grundsatz weiter gefolgt sind. »Obwohl man die Ge-
schicke des Staates lenkt, erklärt man nicht zur Eli-
te zu gehören, die auch weiterhin hinter den Kulis-
sen existiere, und dem Autokraten das Leben schwer 
mache«, sagt Thomas Risse, Experte für internatio-
nale Politik und Seniorprofessor bei SCRIPTS [Ex-
cellentcluster »Contestations of the Liberal Script« 
beim WZB]. Hier komme meist der Antisemitismus 
ins Spiel – nicht zufällig erklärten viele Rechtspopu-
listen den jüdischen Philanthropen George Soros 
zum Feind. Die historisch überlieferten Verschwö-
rungsnarrative, die »den Juden« die Kontrolle der 
Hinterbühne zuschreiben, eignen sich für schlechte 
Regenten nämlich gut, um die eigene Inkompetenz 
zu verschleiern: Die heimlichen Eliten, so die Erzäh-
lung, verhindern, dass der Volkstribun sein Werk 
verrichten kann. Tatsache sei, dass Rechtspopulis-
ten auf die komplexen Fragen der Spätmoderne, kei-
ne adäquaten Antworten hätten, meint Zürn.

Kein Gegenmodell zur liberalen Ordnung

»Es ist nicht so, dass autoritäre Populisten, ein in 
sich stimmiges Gegenmodell zur liberalen Ordnung 
anbieten würden.«  Vor allem im wirtschaftspoliti-
schen Feld ist die rechtspopulistische Ideologie von 
radikalen Gegensätzen durchzogen. Ethnisch exklu-
sive Wohlfahrtsstaatsideen und Marktradikalismus 
hielten sich die Waage, kämen nicht nur in dersel-
ben Parteienfamilie, sondern oft in derselben Partei 

vor, meint Rovira Kaltwasser. »Die alte verteilungs-
politische Längsachse, die klassische Rechts-Links-
Polarität, spielt für rechtspopulistische Akteure und 
Bewegungen kaum eine Rolle«, sagt Risse. Wichti-
ger sei die hierzu querliegende Achse, auf der natio-
nalistisches Stammesdenken dem Kosmopolitismus 
gegenübergestellt wird. So agitieren AfD und ähn-
liche Bewegungen mit der regressiven Sehnsucht 
nach der angestammten Lebenswelt – das Chaos der 
Spätmoderne soll beseitigt, Migration und Gender-
Trouble rückgängig gemacht und die »natürliche 
Ordnung« wiederhergestellt werden. Statt Klassen-
kämpfen werden hier Kulturkämpfe geführt.

Sehnsucht nach alter Größe

So führt die Forschung für das Erstarken des auto-
ritären Rechtspopulismus zwar vielfältige Grün-
de an. Da ist zum einen der Wandel des politischen 
Systems: Eine zusehends fehlende Repräsentation 
unterer Schichten in den meisten Parlamenten, so-
wie eine Verlagerung von Machtkompetenzen auf 
nicht vom Volk gewählte Institutionen – wodurch 
viele meinten, ihre Stimme zähle nicht. Sodann gibt 
es die sozioökonomische Begründung, dass Mittel-
schichtsmilieus, die mit der Globalisierung ihren 
Abstieg erleben, häufig Populisten auf den Leim ge-
hen. Und nicht zuletzt die soziokulturelle Erklärung, 
dass die Emanzipation der bis dato Unterdrückten 
die ehemals Privilegierten erzürnt, weil die liberale 
Ordnung sie nun nicht mehr bevorzugt – was reaktio-
näre Backlashs bedinge. Allein, was auch immer die 
Gründe sein mögen, die Menschen bei Rechtsextre-
men ihr Kreuzchen machen lassen – auch politische 
oder ökonomische Konflikte werden von rechtspopu-
listischen Kräften in die Sprache eines ethno-kul-
turellen Krieges überführt. Sowohl das Gefühl, de-
mokratisch nicht zu zählen als auch die sozialen 
und symbolischen Verluste werden mit der Teilha-
be am »Volk« kompensiert – als vermeintlich zeitlo-
ser Identität, die Geborgenheit und Größe wieder-
herstellen soll. Da der soziokulturelle Wandel viele 
überfordert, wird der Rechtspopulismus wohl nicht 
so bald verschwinden. Und doch würde eine Politik, 
die sich ernsthaft der sozialen Verwerfungen an-
nähme, Rechtspopulisten die Umdeutung vornehm-
lich sozioökonomischer in soziokulturelle Konflik-
te erschweren.

Dieser Text wurde vom Autor im Rahmen eines journalis-
tischen Stipendiums am Exzellenzcluster »Contestations 
of the Liberal Script« (SCRIPTS) verfasst. In dem Berliner 
Forschungsverbund werden die globalen Krisen des libe-
ralen Ordnungsmodells analysiert. Der Beitrag wurde im 
Tagesspiegel veröffentlich, wir danken für die Zurverfü-
gungstellung des Textes.
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Demokratie ist  
kein Selbstläufer

So lautet die Überschrift des entsprechenden 
Artikels in publik, der Mitgliederzeitung mei-
ner Gewerkschaft ver.di/Ausgabe 3.2022. Die 

Autorin Marion Lühring bezieht sich auf das Er-
gebnis einer Umfrage des Allensbach-Instituts im 
Auftrag des Südwestdeutschen Rundfunks: 31 Pro-
zent der Deutschen glauben in einer Scheindemo-
kratie zu leben, in der die Bürger:innen nichts zu 
sagen haben. Im Osten glaubt das fast die Hälfte, 
45 Prozent, im Westen 28 Prozent. Nach dieser Um-
frage finden zudem 9,2 Prozent der Befragten im Os-
ten, dass man sich gewaltsam gegen Vertreter:innen 
dieses Systems wehren müsse, 5,7 Prozent glauben 
das im Westen.

Demokratie in Gefahr

Trotz der gebotenen Skepsis gegenüber Umfragen 
darf Demokratie nicht als fester Besitz verstanden 
werden, sondern als etwas, das dauernd wiederher-
gestellt werden muss. 
Denn wer den Zustand 
unserer Demokratie 
aufmerksam betrach-
tet, stellt fest, dass sich 
inzwischen viele Bür-
ger*innen – junge wie 
alte – komplett aus 
unserem System ver-
abschiedet haben. 

Einer aktuellen For-
sa-Umfrage des Maga-
zins »Stern« zufolge 
haben die Politiker*in-
nen auf Bundesebene 
nach Ansicht der Bun-
desbürger:innen kei-
ne Ahnung vom All-
tag der Menschen. 83 
Prozent der Befragten 
gaben an, die meisten 
Bundespolitiker:innen 
wüssten nicht, was die 
Bürger:innen im Alltag 

bewegt. Gerade einmal 15 Prozent der Befragten mei-
nen, dass die Bundespolitiker:innen ihre Alltagspro-
bleme wahrnähmen. Die Angaben differieren jedoch 
mehr oder weniger deutlich nach der Parteienpräfe-
renz: Von den Anhänger:innen der Grünen fühlt sich 
(immerhin noch!) knapp jede:r Dritte in ihren/seinen 
Alltagsproblemen verstanden. Bei den Anhänger:in-
nen der FDP sind es 25 Prozent, bei denen der SPD 
21 Prozent. Abweichend davon liegen die Werte bei 
Anhänger:innen der CDU mit zehn Prozent und der 
AfD mit drei Prozent besonders niedrig. (Lippstäd-
ter Zeitung Der Patriot/Politik/02.08.2023)

Situation bei Wahlen

Mit sehr kritischem Blick verfolge ich die Beteiligung 
der wahlberechtigten Bürger:innen an Kommunal-, 
Landtags- und Bundestagswahlen. So lag die Wahl-
beteiligung bei der letzten Landtagswahl in Nord-
rhein-Westfalen 2022 bei nur knapp über 55 Prozent, 
mit Schwankungen in den Gemeinden zwischen 43,9 
Prozent und 72,00 Prozent! Die Friedrich-Ebert-Stif-
tung ist mit einer aktuellen Studie der Frage nach 
den Nichtwahlgründen von Bürger:innen und den 
dahinterliegenden Einstellungen nachgegangen. Ins-
gesamt haben die Verantwortlichen dieser Studie 
sechs verschiedene Gruppen, sogenannte Personas, 
identifiziert, die ich hier nur kurz benennen will: die 
Zurückgekehrten, die Vergesslichen, die Berechnen-
den, die Krisengestressten, die Gleichgültigen, die 

Wütenden. Die Verant-
wortlichen der Studie 
gewinnen aus ihren Ge-
sprächen die Erkenntnis, 
dass auch Gelegenheits-
wähler:innen und Nicht-
wähler:innen durch-
aus den Wunsch haben, 
mit Politik in Kontakt 
zu kommen. Aber die-
se Menschen hinterfra-
gen mehr als andere den 
Sinn, ich ergänze noch, 
den Zweck von Wahl-
kämpfen und vermuten 
dahinter vor allem einen 
Selbstzweck. Eine stei-
gende Wahlbeteiligung 
wird daher nicht allein 
durch Wahlkämpfe zu 
erreichen sein, sie ver-
langt eine stetige Prä-
senz. (mehr dazu auf 
www.fes.de) IN
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Fazit

Mein Fazit angesichts der skizzierten Gefährdung 
unserer demokratischen Kultur: Es wird allerhöchs-
te Zeit, die Demokratie in unserem Land neu zu bele-
ben oder - in einem Bild ausgedrückt – aufzuforsten. 
Das kann nur gelingen, wenn Bürger:innen als die 
Expert:innen der Entwicklung ihres Gemeinwesens 
gesehen und ernst genommen werden. Denn ihre In-
teressen und Ideen, Beobachtungen und Vorschläge 
besitzen oftmals eine hohe Alltagstauglichkeit und 
bringen, möglichst moderiert und qualifiziert durch 
externe Moderator:innen, ein Gemeinwesen voran. 
Politik und Verwaltung sollten daher ihre Bedenken 
und Vorbehalte gegenüber einer kontinuierlichen 
und wirkmächtigen Einbeziehung ihrer Bürger:in-
nen beiseite legen. Eine aktive Bürger:innen-Gesell-
schaft verändert zwar die Einflusssphären vor Ort, 
die letztendliche Entscheidungskompetenz verbleibt 
jedoch bei den gewählten Mandatsträger:innen. Das 
soll und muss auch so bleiben, denn zu diesem Zweck 
sind sie schließlich gewählt worden. 

Lust auf mehr Demokratie 

Eine seriöse und nachhaltige Beteiligung der Bür-
ger:innen bedarf natürlich einer klaren Zielsetzung, 
die meines Erachtens in dem folgenden Motto zum 
Ausdruck kommt: Mitreden. Mitmachen. Mitbestim-
men. Sie versteht sich als bürgerschaftliches Enga-
gement, unterscheidet sich jedoch von vielen ande-
ren Formen freiwillig-ehrenamtlichen Engagements. 
Denn dieses Beteiligungsformat ist auf der strate-
gischen Ebene anzusiedeln und deshalb auch in die 
entsprechenden Diskurse mit dem Ziel einer konst-
ruktiven und problemlösenden Konsensfindung hin 
einzubinden. Im Gegensatz dazu fallen Bürger:in-
nen-Initiativen vielfach durch ein alternativloses 
Dagegen-sein oder die Durchsetzung persönlicher 
Interessen auf. Vielleicht in der Sorge, ihnen ginge 
etwas verloren! 

Gemeinden, Städte und Landkreise stellen keine 
staatliche Ebene dar. Ihre vorrangige Aufgabe be-
steht darin, in kommunaler, sprich bürgerschaftli-
cher Selbstverwaltung, Landes- und Bundesgesetze 
auf die Situation des jeweiligen Gemeinwesens um-
zusetzen. Leider herrscht im Alltag der kommuna-
len Selbstverwaltung vielfach das Verständnis vor, 
Kommunalpolitik bewege sich ausschließlich zwi-
schen den beiden Polen Rat/Ausschüsse einerseits 
und Verwaltung andererseits. Tatsächlich handelt 
es sich bei der kommunalen Selbstverwaltung um 
ein Dreiecksverhältnis bestehend aus Bürger:innen, 
Rat/Ausschüssen und Verwaltung. Lust auf mehr 

Demokratie entsteht, wenn die Chancen und Dyna-
miken dieses Dreiecksverhältnisses erkannt und in 
Richtung einer Verantwortungsgemeinschaft akti-
viert und genutzt werden.

Ins Logbuch geschrieben

Im Kontext meiner vorherigen Zeilen schreibe ich 
unseren Politiker:innen folgenden Eintrag in ihr 
Logbuch: Bitte schaut doch einfach mal in unser 
Grundgesetz! In den Artikeln 20 und 21 werdet ihr 
höchst bemerkenswerte Vorgaben zur Rolle der de-
mokratischen Parteien in unserem Land lesen: Ar-
tikel 20 Absatz 2 Satz 1 Alle Staatsgewalt geht vom 
Volke aus. und Artikel 21 Absatz 1 Satz 1 Die Par-
teien wirken bei der politischen Willensbildung des 
Volkes mit. Die zitierten Sätze aus dem Grundge-
setz mindern keinesfalls die Bedeutung der Partei-
en, vielmehr verpflichten sie unsere Politiker:innen 
zu einer tatsächlichen Einbeziehung der Bürger:in-
nen in politische Entscheidungsprozesse. Nicht mehr 
und nicht weniger!

Welche Formate einer bürgerschaftlichen Betei-
ligung sind bekannt und versprechen beziehungs-
weise garantieren eine reale Mitwirkung? Ich favori-
siere das methodische Verfahren der Planungszelle, 
ab dem Jahr 1970 entwickelt und erprobt von Pro-
fessor Peter Dienel (1923-2006). Ein Zitat von ihm: 
»Ein Golfstrom vernünftiger Ideen wird Welle für 
Welle Fehlsteuerungen korrigieren, die unser Sys-
tem und seine Zukunft heutzutage massiv belasten.«. 
Wie verläuft eine Planungszelle konkret? Dienel defi-
niert die Planungszelle als eine Gruppe von 25 nach 
einem Zufallsverfahren ausgewählten Bürger*innen, 
die aus erster Hand informiert und assistiert von 
zwei Prozessbegleiter:innen Lösungen für ein ihnen 
vorgegebenes, als schwer lösbar geltendes Problem 
erarbeitet. Diese sogenannten Zufallsjuroren wer-
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den für vier Tage von ihren arbeitstäglichen Ver-
pflichtungen freigestellt und für diese Zeit vergü-
tet (!). Mehrere solcher Planungszellen arbeiten nach 
dem gleichen Muster, ihre Ergebnisse werden zu-
sammengeführt und als Bürgergutachten veröffent-
licht. Dieses Verfahren löst, nicht unerwartet, Be-
fürchtungen aus, und zwar bei all denen, die in der 
politisch-administrativen Apparatur tätig sind. De-
ren Stammhirne sehen hier Besitzstandsprobleme, 
so Prof. Dienel. (mehr dazu auf www.planungszel-
le.de). Ich selbst habe ihn in den 1980er Jahren in 
einem Gespräch an der Universität Wuppertal ken-
nenlernen können. Ein begnadeter Prophet, dieser 
Herr Dienel!

Die Vernachlässigten

Von Erwachsenen ist oftmals - vielleicht unbe-
dacht – der Satz zu hören »Kinder und Jugendliche 
sind unsere Zukunft!«. NEIN, sage ich! Kinder und 
Jugendliche sind unsere Gegenwart! Umso mehr 
kommt es darauf an, ihnen Demokratie als etwas 
Wertvolles und Erstrebenswertes erfahrbar zu ma-
chen. Denn junge Menschen haben in unserer Gesell-
schaft, wenn wir ehrlich sind, nur wenige Möglich-
keiten, Mitgestaltung und Mitbestimmung konkret 
zu erleben. Kinder- und Jugendbeteiligung ist da-
her ein wichtiger Baustein der Demokratieförderung. 
Sie muss im eigenen Lebensumfeld, beispielsweise 
der Schule, ansetzen und durch das Zusammenfüh-
ren von Entscheidungsbefugnis und Finanzverant-
wortung zu erlebbaren Veränderungen führen. Aber 
wie lässt sich eine weitreichende Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen bewerkstelligen? Mei-
ne Antwort: Das Projekt Schüler:innen-Haushalt, 
inzwischen bundesweit praktiziert! Wer dazu im 
Internet stöbert, stößt auf vielfältige und überzeu-
gende Projektberichte. Hierzu ein Erfahrungsbe-
richt aus Dortmund, wo dieses Beteiligungsmodell 
bereits vor Jahren an den Start ging:

Dortmunder Schülerinnen und Schüler  

an die Macht!

Nachdem im Jahr 2015 bereits Schülerinnen und 
Schüler an vier Schulen in Dortmund die Möglich-
keit hatten, über die Verwendung von 5.000 € bzw. 
2.500 € selbst zu entscheiden, startete das Projekt 
»Schülerhaushalt« an vier weiteren Schulen in Dort-
mund. Wie auch im Vorjahr wurde das Projekt der 
Dortmunder Stiftung Jugend und Demokratie in gu-
ter Zusammenarbeit mit dem Jugendring Dortmund 
und dem Bereich Kinder- und Jugendförderung des 
Jugendamts durchgeführt. Das Projekt startete an 
jeder Schule mit einer Auftaktveranstaltung, in der 

alle Schülerinnen und Schüler über den Schülerhaus-
halt informiert wurden. Die Schüler:innenvertre-
tungen übernahmen an den Schulen die Aufgabe 
der Koordinator:innen,

Im Anschluss an die Auftaktveranstaltung waren 
alle Schülerinnen und Schüler gefragt. Einzeln oder 
gemeinsam mit anderen wurde überlegt, wofür das 
Geld eingesetzt werden soll. Um einen Vorschlag be-
ratungs- und abstimmungsfähig zu machen, muss-
ten allerdings für jeden Vorschlag fünf Unterstüt-
zer:innen gefunden werden. Für diese Phase wurde 
ein Zeitraum von zwei Wochen angesetzt. Nachdem 
alle Vorschläge eingereicht waren, wurden diese von 
den Schülerkoordinator:innen und der Stadtverwal-
tung kommentiert. Ziel war (der Autor), »die Schü-
lerschaft dazu zu befähigen, mündige Entscheidun-
gen zu treffen. In diesem Sinne erfolgten Hinweise 
auf die Machbarkeit, den Zeithorizont, die Notwen-
digkeit von Bauanträgen o.ä. Die Schülerschaft er-
hielt dann die Möglichkeit, in einer ein- bis zweiwö-
chigen Phase Vorschläge zu diskutieren und für sie 
zu werben. Anschließend folgte der große »Tag der 
Entscheidung«, an dem die gesamte Schülerschaft 
über die eingereichten Vorschläge abstimmte. An 
den Dortmunder Schulen war der Wahltag ein be-
sonderes Ereignis mit professionellen Wahllokalen, 
bei einer Wahlbeteiligung zwischen 87 und 98 Pro-
zent und viel Spannung – ein echtes Demokratieer-
lebnis. Die Vorschläge reichten von der Anschaffung 
eines Aquariums für jede Klasse, über die Ausstat-
tung eines Freizeitraums bis hin zur Anschaffung 
von Tablets. Nach der Abstimmung an den Schu-
len geht es nun in die Umsetzungsphase. Die Vor-
schlagenden und die Unterstützer:innen wie auch 
die Schülerkoordinator:innen arbeiten dabei Hand 
in Hand mit der Stadtverwaltung, um das Ergeb-
nis möglichst zeitnah umzusetzen.« (www.jrdo.de/
stiftung/schuelerinnenhaushalt) 
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»Schwarz-Weiß-Rot  
bis in den Tod!«

Eine verstörende Überschrift,  
aber ebenso eine verstörende Realität. 

Die Flagge mit drei waagerechten, gleich brei-
ten Streifen in den Farben Schwarz-Weiß-Rot 
war von 1867 bis 1871 Kennzeichen für Han-

dels- und Kriegsschiffe des Norddeutschen Bundes, 
von 1871 bis 1919 die Nationalflagge des Deutschen 
Reichs in der Kaiserzeit und von 1933 bis 1935 über-
gangsweise zusätzlich die Flagge des »Dritten Reichs«, 
ehe die Hakenkreuzflagge als alleinige Nationalflag-
ge eingeführt wurde. In dieser Zeit wurden die Far-
ben zunehmend von Monarchisten, Freikorps und 

Freie Presse – wie lange noch?

Die Pressefreiheit zählt zu den unverzichtbaren 
und entscheidenden Grundlagen unserer Demokra-
tie. Bereits zu Beginn des bürgerschaftlichen Auf-
begehrens gegen die feudale Herrschaft (Stichwort 
Hambacher Fest 1832) war allen Akteur:innen klar, 
dass die Presse notwendig frei sein muss. Wenn sie 
schweigt, ist das der Tod der Freiheit. Hier und heu-
te erleben wir in mehr oder weniger autokratisch 
regierten Ländern, auch in Europa (!), dass dort die 
Presse geknebelt wird, um Ideen und Meinungen, die 
den Herrschenden unangenehm sind, erst gar nicht 
in die Öffentlichkeit kommen zu lassen. 

Im Juni 2023 fand im nordrhein-westfälischen 
Landtag ein Parlamentsgespräch zu der Frage »Ge-
fährdet die Informationsflut unsere Demokratie?« 
statt. Prof. Michael Steinbrecher, Professor für Fern-
seh- und Crossmedialen Journalismus an der TU 
Dortmund, beschrieb die Aufgaben des Journalis-
mus wie folgt: Er müsse staatsfern sein. Ohne einen 
freien und unabhängigen Journalismus gebe es »kei-
ne Demokratie«, so Prof. Steinbrecher. Hinzu kom-
me die Professionalität, also das Selektieren, Re-
cherchieren und Präsentieren von Nachrichten, das 
Darstellen von Argument und Gegenargument. Und 
der Journalismus stehe für die Kontrolle der Politik. 
(Landtag Intern – 54. Jahrgang – 18. Wahlperiode – 
Ausgabe 4 – 20. Juni 2023)

Nicht zu fassen!

Meinen Beitrag für notiert 89 schließe ich mit einer 
Nachricht des Deutschlandfunks vom 04. 08. 2023: 
»Die Bundesregierung will einem »Spiegel«-Bericht 
zufolge die Mittel für die Bundeszentrale für politi-
sche Bildung deutlich kürzen. Im Haushaltsentwurf 
von Innenministerin Faeser seien im kommenden 
Jahr nur noch 76 Millionen Euro vorgesehen, nach 
96 Millionen in diesem Jahr.« 

Diese Kürzung steht im krassen Widerspruch zu 
der im Koalitionsvertrag vereinbarten Erhöhung 
der Haushaltsmittel. Die Kürzung um 20 Millio-
nen € gefährdet den Fortbestand laufender Projek-
te beziehungsweise die Entwicklung neuer Projek-
te der Demokratieförderung. Und das verantwortet 
eine Bundesministerin, die der Partei angehört, für 
die Willy Brandt in seiner Regierungserklärung am 
28.10.1969 das Ziel »Mehr Demokratie wagen« dekli-
niert hatte, unter anderem mehr Diskurs und mehr 
Mitbestimmung. Und nun das angekündigte Spar-
programm zu Lasten der Bundeszentrale für poli-
tische Bildung!  JOSEF NIEHAUS

1979 bis 2011 Geschäftsführer Jugendring Dortmund, 
2014 bis 2020 Mitglied des Rates der Stadt Lippstadt, 
Leitungsaufgaben in der DPSG:  
1973 bis 1976 Diözesanvorsitzender Paderborn,  
1976 bis 1981 Stellvertretender Bundesvorsitzender,  
1983 bis 1988 Bundesreferent Roverstufe 

Die Reichskriegsflagge des Kaiserreichs.
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INTERKULTURELLE REFLEXIONEN   

Plötzlich reden alle in Deutschland über den 
Klimawandel. »Dürre«, »Rekordtrockenheit«, 
»Unwetter«. Nicht mehr abstrakt sei er, die-

ser Klimawandel, sondern ganz konkret. Das merke 
man jetzt auch in Deutschland. Ich habe seit meiner 
Ankunft vor einer Woche viele solcher Diskussio-
nen gehört und gelesen. Und das gelbe Gras gese-
hen, das einfach nicht mehr grün werden will. Oder 
nicht mehr bewässert werden darf, weil das Was-
ser knapp wird. Die Tage in Hessen haben mich ein 
wenig an Namibia erinnert, nur dass dort gerade 
Winter ist.

Der Hunger ist zurück

Ich lebe in Kenia und berichte von dort über den af-
rikanischen Kontinent. Das gelbe Gras kommt mir 
sehr bekannt vor. Ende 2021 war ich in Madagaskar, 
um über die Hungersnot zu schreiben, damals war 
der Tenor in vielen Medien: Der Hunger in Afrika ist 

wieder da. Dabei galt er zwischendurch als fast be-
siegt. Der Direktor des Welternährungsprogramms 
sprach von der »ersten klimabedingten Hungers-
not«, auch wenn unter Experten umstritten war, ob 
es sich so monokausal herleiten ließ.

Nur ein paar Monate später folgten die nächsten 
Hungersnöte, in Somalia, Äthiopien, dem Norden Ke-
nias. Kinder starben, Hunderttausende Menschen 
wurden vertrieben, viele werden wohl nie wieder 
zurückkehren können. Denn ihre Heimat ist inzwi-
schen unbewohnbar, nichts wächst mehr, weil die 
Regenzeiten ausbleiben. Wer einmal zwischen Dut-
zenden übelriechenden Tierkadavern gestanden hat, 
bekommt eine ziemlich konkrete Idee von den Fol-
gen der Klimakrise.

Ich habe noch nicht den Eindruck, dass viele die 
ganze Dimension begriffen haben.

Wann kommt diese Botschaft in Europa an?

Das gelbe Gras sehe ich also schon länger. Selbst in 
Nairobi, der vergleichsweise grünen Stadt, herrsch-
te Anfang des Jahres eine Trockenheit, wie sie auch 
Alteingesessene noch nicht erlebt hatten. In den Na-
tionalparks starben die Tiere, die Safari wurde eher 
zur Leichenschau. Im Südsudan wiederum stand 
lange alles unter Wasser, es hörte einfach nicht mehr 
auf zu regnen, über Monate.

Oft habe ich mir gedacht: Wann merken es wohl 
auch die Leute in Europa? Wann begreifen sie, dass 
bereits Menschen sterben, alles verlieren, weil die 
Klimakrise längst real ist? Man hat einen anderen 
Blick auf die Dinge, wenn man sie aus erster Hand 
erlebt. Und in Afrika kann man die Klimakrise sehr 

Während seines Deutschlandurlaubs stellt  
der Afrika-Korrespondent des SPIEGEL,  
Heiner Hoffmann, fest: Nun, da das Gras in 
den Vor gärten gelb wird, spüren auch hier  
alle den Klimawandel. Der ist in seiner Wahl-
heimat längst bittere Realität.

Jetzt  
merkt ihr’s auch!

Ein Kommentar  

von Heiner Ho�mann

Durch Hitze zerstörte Sonnenblumen in Deutschland.
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unmittelbar verfolgen. Auch die Lebensmittelprei-
se steigen dort stärker als im Rest der Welt, unter 
anderem, weil vielerorts nichts mehr richtig ange-
baut werden kann.

Der Klimawandel hat viele Gesichter

Vor Kurzem war ich in Südafrika, habe dort junge Kli-
maaktivistinnen begleitet. Auch für sie ist die Klima-
krise viel konkreter als für Greta Thunberg oder Lui-
sa Neubauer, sie haben eine ganz andere Perspektive. 
Als 2018 nach einer langanhaltenden Dürre langsam 
das Wasser in Kapstadt ausging, mussten die Mäd-
chen zu weit entfernten Wasserstellen laufen. Es sei 
gefährlich gewesen, erzählten sie, auch sexuelle Ge-
walt habe zugenommen. Der Klimawandel kann vie-
le Gesichter haben, wenn er auf Armut trifft.

Kurzum: Auf dem afrikanischen Kontinent, mei-
ner Wahlheimat, ist man rund um die Uhr mit der 
Klimakrise konfrontiert. Viele Regionen haben sich 
bereits deutlich erwärmt, in mehreren Orten im Nor-
den Kenias zum Beispiel ist das 1,5-Grad-Ziel längst 
überschritten. Auch die Häufigkeit von extremen 
Wetterereignissen hat in Subsahara-Afrika schnel-
ler zugenommen als im Globalen Norden, in den Jah-
ren 2010 bis 2019 hat sich die Zahl der Dürren im Ver-
gleich zu 1910 bis 1919 verdreifacht. Ein Drittel der 
weltweiten Dürren tritt mittlerweile in Afrika auf. 
Die Anzahl der Fluten hat sich gar verzehnfacht.

Haben wir in Europa die Dimension  

des Klimawandels wirklich begriffen?

Während meines Besuchs in Europa denke ich zwar 
oft: Jetzt merkt ihr’s auch, jetzt ist der Klimawan-
del auch vor eurer Tür. Aber ich habe trotzdem den 
Eindruck, dass viele noch nicht die ganze Dimen-
sion begriffen haben.

Ich kann nur hoffen, dass dieses unmittelbare 
Erleben von gelbem Gras und knappem Wasser den 
Blick in den Globalen Süden schärft und nicht am 
Mittelmeer Halt macht. Denn in Europa trocknen 
Flüsse und Seen aus, aber in Afrika sterben bereits 
Tausende Menschen. Zuallererst Kinder, das muss-
te ich in Somalia selbst mit ansehen.

Es hilft, wenn Jede und Jeder versteht, was im 
Globalen Süden bereits Realität ist. Auch, um zu be-
greifen, was Europa selbst droht. Vor allem aber 
muss der Globale Norden endlich seinen Verspre-
chungen gerecht werden. Er muss die zugesagten 
Summen auszahlen, die afrikanische Länder für die 
Folgen der Klimakrise dringend benötigen. 100 Mil-
liarden US-Dollar pro Jahr wollten reichere Länder 
dem Globalen Süden zur Verfügung stellen, doch die-
ses Ziel wurde nie erreicht. Auch der Zugang zu neu 

geschaffenen Soforthilfefonds entpuppt sich in der 
Praxis oft als zu bürokratisch.

Vor allem deutsche Politiker reisen gerne nach 
Afrika und predigen bei den dortigen Regierungen 
eine grüne Energiewende. Dabei sind es die Indus-
trieländer wie Deutschland, die für die Klimakrise 
maßgeblich verantwortlich sind. Sie sollten selbst 
schneller handeln, den CO2-Ausstoß senken und af-
rikanische Länder nicht mit den Folgen der Klima-
krise allein lassen.

Und wenn Sie, liebe Leserinnen und Leser, Ihrem 
Rasen hinterhertrauern, dann bedenken Sie bitte: 
Das ist erst der Anfang. Ich weiß, wovon ich spre-
che, leider.

Der Beitrag erschien im Juli auf spiegel-online.

Sandsturm in Somalia.
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Wassermangel in der Dürreregion.
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Hochwasser in Afrika.
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BÜCHER  

E
s windet. Die hohen Tannen rauschen. Ein 
dunkelgrauer, nasser Nachmittag in den 
Hochvogesen im Spätherbst 1940. »Drecks-

wetter, verdammi«, sagt Marie-Louise Daul zu 
Lucie Welker, die mit leisem Schritt neben der 
Freundin marschiert. Die beiden Frauen sind seit 
Stunden unterwegs. Abseits von den Wanderwe-
gen durch die Wälder. Bergan. »Oui, sale temps, 
merde«, gibt Lucie Welker zurück. Ein Wortwech-
sel in zwei Sprachen, Elsässisch und Französisch, 
wie so häufig zwischen den zweien.

Dies ist eine unbekannte Episode der NS-Geschichte: 
Über die Solidarität und den Mut sechs junger Frau-

en, die ihr Leben riskierten, um das anderer zu ret-
ten. Marcelle Faber-Engelen und fünf ihrer Freun-
dinnen der Straßburger Pfadfinderinnen retteten 
von 1940 bis 1943 hunderten jüdischen und politi-
schen Flüchtlingen im besetzten Elsass das Leben.

Sommer 1940. Nazideutschland annektiert das 
Elsass, aber es regt sich Widerstand: In der Straß-
burger katholischen Pfarrei St. Jean, ganz in der 
Nähe der Großen Synagoge, gründen sechs franzö-
sische Pfadfinderinnen eine Untergrundfluchthilfe 
für Regimegegner, Jüdinnen, Juden, Kommunisten, 
Militärs. Sie erkunden und finden geheime Wege 
über die Vogesen in den Westen und im Süden in die 
Schweiz. Bevor die Gestapo sie 1942 aufgreift, brin-
gen sie ungefähr 500 Menschen in Sicherheit. Freis-
ler macht ihnen 1943 den Prozess, spricht sechs To-
desurteile durch die Guillotine aus. Papst Pius der 
XII. fordert das Leben der Frauen. Und Hitler begna-
digt sie tatsächlich, mit der Auflage, dass sie davon 
nichts wissen dürfen. Sie überleben.

Eine ist eine Geschichte des Untergrunds im Na-
tionalsozialismus, die Mut macht gegen Unterdrü-
ckung und Terror, für Freiheit und Menschenrech-
te, ein bewegendes Beispiel für Menschlichkeit und 
Zivilcourage.

Nach ihrem »Blitzsieg« über Frankreich 1940 ein-
verleibten sich die Nationalsozialisten das Elsass 
ein. Im Zuge dessen sollte die französische Kultur 
ausgelöscht werden: Das Tragen der Baskenmütze 
wurde verboten, der Bischof von Straßburg verjagt, 
die große Synagoge verbrannt. Die Empörung der 
katholischen Bevölkerung wuchs. Die jungen Pfad-
finderinnen und Christin Marcelle Faber-Engelen 
leisteten Widerstand gegen den Nationalsozialis-
mus und gründete mit fünf ihrer Kameradinnen die 
»Équipe Pur Sang« [wörtlich: Reines Blut, besser: für 
das Leben, d.Red.], ein Fluchthilfswerk, das in den 
Jahren zwischen 1940 und 1943 etlichen Menschen 
über den Fluchtweg über die Vogesen verhilft.

Eindrücklich beschreibt Thomas Seiterich die-
ses Stück Zeitgeschichte und die Courage der Wi-
derstandskämpferinnen im Zweiten Weltkrieg. Eine 
unglaubliche Geschichte über Stärke, Mut und 
Nächstenliebe. Mit einem Nachwort des französisch-
alemannischen Schriftstellers Pierre Kretz.

»Ein Buch der Erinnerung an die Gräuel der Na-
zibarbarei und an die Courage von jungen Frauen. 
Ein Text, in dem erzählt wird, was war – aufmerk-
sam, empathisch und zutiefst bewegend.« Annette 
Schavan, Bundesministerin a. D.

Letzte Wege  
in die Freiheit

Sechs Pfad�nderinnen im Widerstand 

gegen den Nationalsozialismus
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Thomas Seiterich, Letzte Wege in die Freiheit – 
Sechs Pfadfinderinnen im Widerstand gegen  
den National sozialismus, Hirzel Verlag GmbH 
Stuttgart,  ISBN 978-3-7776-3191-2


